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Brienz GR Die Bevölkerung des
von einem Bergsturz bedrohten
Bündner Dorfes Brienz/Brin-
zauls ist gesternAbend über den
Ablauf einer drohenden Evaku-
ierung informiert worden. Die
Behörden riefen die Betroffenen
dazu auf, sich Gedanken zu ma-
chen, wo sie hin könnten.

Ein Felssturz sei in den kom-
menden Monaten sehr wahr-
scheinlich, die Situation amBerg
sei «sehr beunruhigend», sagten
die Behörden vor den Betroffe-
nen in einer Mehrzweckhalle in
Tiefencastel. Die Frage sei nur,
wie schnell und wie viel Gestein
runterkommt.DieAnwohnenden
müssen sich auf eine baldige
Evakuierung vonmehrerenWo-
chen bismehrerenMonaten ein-
stellen. Dabei sollen die Betrof-
fenen in erster Linie Notgepäck
mitnehmen. Parallel laufen Ab-
klärungen,wie die Räumung des
Dorfes erfolgen könnte. Ab heu-
te wird für die Betroffenen eine
Hotline eingerichtet. (SDA)

Betroffene werden
über Evakuierung
informiert

Armee MitteMärz hat die Schwei-
zer Luftwaffe ein Netzwerk mit
zwei modernisierten Radaren in
Betrieb genommen. Diese erste
Radar-Vernetzung sei ein grosser
Schritt für die Flugsicherung in
der Schweiz und auch in Europa,
schreibt das Bundesamt fürRüs-
tung (Armasuisse) dazu. Zurzeit
werden die Radarsensoren der
militärischen Luftraumüberwa-
chungmodernisiert,wie es in der
Mitteilung von gestern hiess.
Durch die neuartige Vernetzung
namens «Mode S Cluster» könn-
tenAktivitäten gebündelt undda-
mit die Strahlenbelastung ver-
mindert werden. Die Vernetzung
werde von der zivilen europäi-
schen Flugsicherungsbehörde
Eurocontrol dringend empfohlen.

NebenderSchweiz nutzenbis-
her erst die deutsche Luftwaffe
und die deutsche Flugsicherung
vernetzteRadare.DievierSchwei-
zer Radarstationen dienen dazu,
zivile undmilitärische Flugobjek-
te zu erkennen und Einsätze der
Luftwaffe zu führen. (SDA)

Luftwaffe nimmt
Radarvernetzung
in Betrieb

Roshani-Text Das ZürcherMedien-
unternehmenTamedia, das auch
diese Zeitung herausgibt, hat
Klage gegen das deutsche Nach-
richtenmagazin «Der Spiegel»
eingereicht. Auslöser war der
Text «Ich auch» der Gastautorin
Anuschka Roshani vom 4. Feb-
ruar. Tamedia hält Text und Bil-
der für persönlichkeitsverlet-
zend.

Die Klage gegen den «Spiegel»
und die Autorin Roshani sei am
Mittwoch eingereicht worden,
sagte einTamedia-Sprecher.Vor
allem die in Text und Bild ge-
machten Anspielungen auf den
Fall HarveyWeinstein seien aus
Sicht von Tamedia persönlich-
keitsverletzend.

Die frühere «Magazin»-Re-
daktorin Roshani hatte in einem
Gastbeitrag im «Spiegel» schwe-
re Mobbing-Vorwürfe gegen ih-
ren ehemaligen Vorgesetzten
Finn Canonica erhoben. Sie sei
jahrelang OpfervonMachtmiss-
brauch gewesen. (SDA)

Tamedia verklagt
den «Spiegel»

Nina Fargahi

Im Altersheim Senevita Aespliz
in Ittigen bei Bern herrscht Auf-
ruhr. Die 17-jährige Stella Gaza-
zyan darf ihre Lehre als Pflege-
rin nicht weiterführen. Das hat
das Bundesverwaltungsgericht
entschieden.Die Heimbewohner
und die Arbeitskolleginnen sind
entsetzt und habenmehrere Pro-
testbriefe geschrieben. Man sei
auf «engagierte und fähige Pfle-
gepersonenwie Stella Gazazyan
dringend angewiesen», heisst es
in einemder Schreiben. In einem
anderen Brief steht in zittriger
Schrift: «Es ist uns ein grosses
Anliegen, dass Stella uns erhal-
ten bleibt.» 29 Heimbewohner
haben ihre Unterschrift darun-
tergesetzt.

Was ist passiert? Stella Gaza-
zyan sitzt in der Kantine des Al-
tersheims. Sie starrt auf die Blu-
men auf dem Tisch, der Aufruhr
um ihre Person ist ihr sichtlich
unangenehm. «Ich möchte ein-
fach nurmeinenWeg als Pflege-
rinweitergehen, den ich vor bald
zwei Jahren angefangen habe»,
sagt sie. Ihr Deutsch sei so gut,
weil sie den Kontakt mit den be-
tagten Menschen im Altersheim
möge. Sogar jetzt, wo ihr ein Ar-
beitsverbot auferlegt wurde,
komme sie manchmal nach Itti-
gen, ummit denHeimbewohne-
rinnen spazieren zu gehen. «Wir
erzählen einanderviel aus unse-
ren Leben.»

Missstand ist erkannt,
aber noch nicht beseitigt
Stella Gazazyan ist vor fünf Jah-
ren mit ihrer Mutter und ihrer
Zwillingsschwester aus Russland
in die Schweiz geflohen. Sie
möchte nicht öffentlich über ihre
Fluchtgründe sprechen, um Fa-
milienangehörige nicht zu ge-
fährden, die noch immer in Russ-
land sind. Gazazyan ist eine von
vielen Jugendlichen und jungen
Erwachsenen in der Schweiz, die
ihre Lehre aufgrund ihrer asyl-
rechtlichen Situation nicht been-
den dürfen.

Es gibt schweizweit keine Sta-
tistiken darüber,wie viele Perso-
nen sich zumZeitpunkt eines ne-
gativen Asylentscheids in einer
Berufsausbildung befanden oder
diese abbrechen mussten. Ge-
mäss Zahlen aus Berner Berufs-
schulen aus dem Jahr 2019muss
man etwa im Kanton Bern von
60 bis 100 solchen Lehrabbrü-
chen ausgehen.

Das Parlament hat sich letz-
ten Dezember dieses Problems
angenommen.Und entschieden:
Lernende mit einem negativen
Asylentscheid sollen ihre Lehre
abschliessen dürfen. Erst danach
müssen sie das Land verlassen.
Der Bundesrat hat im März die
gleiche Regelung für Jugendliche
aus der Ukraine mit Schutzsta-
tus S beschlossen. Mit diesem
Entscheid kam das Parlament
auch den Lehrmeistern entge-
gen, die ihre Zöglinge zu Ende
ausbilden möchten.

Doch bis das Gesetz in Kraft
ist, gibt es eine Vielzahl von Fäl-
lenwie jenen von Stella Gazazy-
an. Sie hat einen negativenAsyl-
entscheid erhalten – wird aber
vorerst nicht nach Russland zu-

rückkehren. Ihr Fall wird sich
durch alle juristischen Instanzen
ziehen und mehrere Jahre dau-
ern. Weil sie ihre Lehre abbre-
chenmusste, erhält sie nunNot-
hilfe und lebt auf Kosten der
Steuerzahlenden. Siewürde ger-
ne ihre angefangene Lehre in der
Pflege beenden, sitzt aber im
Rückkehrzentrum inAarwangen
herumund hat nach eigenenAn-
gaben «nicht viel zu tun».

«Ich bedauere es sehr, dass
ich ihr kündigenmusste»
Die Frage ist: Warum lassen die
Behörden nicht bereits jetzt zu,
was ohnehin bald kommenwird?
Das Staatssekretariat für Migra-
tion (SEM)weist darauf hin, dass
der Bundesrat gemäss Parla-
mentsgesetz zwei Jahre Zeit hat,
um die neue Regelung umzuset-
zen. Mit einer Übergangsrege-
lung auf dem Verordnungsweg
könnte der Bundesrat allerdings
schneller vorwärtsmachen und
für Fällewie jenen von Stella Ga-
zazyan eine Lösung finden.

Zumal ein akuter Personal-
mangel besteht und die Schweiz
auf Fachkräfte angewiesen ist.
So jedenfalls sieht es Lehrmeis-
terBenjamin Gimmel,Geschäfts-
führer des Altersheims Senevita
Aespliz in Ittigen. «Wir erhalten

wöchentlich mehrere Anfragen
von verzweifelten Angehörigen,
die auf der Suche nach einem
Pflegebett sind, diewir leider ab-
weisen müssen», sagt er. Gim-
mel sagt, er könne nicht garan-
tieren, dass in diesem Jahr we-
genPersonalmangel keineBetten
geschlossen werden müssten.

Gimmel kennt Stella Gazazy-
an,weil er sie bereits in der Vor-
lehre für ein Jahr betreut hat. In
ihrem Arbeitszeugnis hat er ge-
schrieben, dass er sie als «über-
durchschnittlich engagiert» er-
lebt habe und «ausserordentlich

zufrieden mit ihrer Arbeit» ge-
wesen sei. Sie sei «überall sehr
beliebt», was auch die Bestür-
zung im Altersheim über ihren
Lehrabbruch zeigt.

Gimmel schüttelt den Kopf,
während er Fragen zu diesem
Fall beantwortet. «Ich bedauere
es sehr, dass ich ihrmitten in der
Lehre kündigenmusste.» Das sei
hart gewesen. Hätte er sie wei-
terbeschäftigt, hätte das Alters-
heim eine Busse erhalten. Das
war im letzten September.

Kantone warten
auf den Bundesrat
Etwas mehr als zwei Monate
nach der Kündigung erfährt
Gimmel vom Parlamentsbe-
schluss. Er schreibt sofort einen
Brief an denMigrationsdienst in
Bern und bittet um eineWeiter-
führung der Lehre von Stella.
Doch ohne Erfolg. Der Kanton
weist darauf hin, dass der Ball
beim Bundesrat liege. «Bis eine
entsprechendeÄnderung vorge-
nommen wurde, sind wir als
kantonale Behörde daran gehal-
ten, das geltende Recht umzu-
setzen.»

Weder eine Lehre noch eine
höhereAusbildung seienTeil der
obligatorischen Schulzeit und
würden daher nicht unter das in

derBundesverfassung garantier-
te Recht auf Bildung fallen. Er-
gebnis: Gimmel kann die Lehr-
stelle nicht wieder besetzen.

Auch Stella Gazazyan erinnert
sich an den Tag, als sie ihre Leh-
re abbrechen musste: «Ich habe
geweint, als wäre ein Familien-
mitglied gestorben», sagt sie.
Auch ihreUnterbringung in einer
eigenenWohnung wurde aufge-
hoben. Stella und ihre Schwester
mussten mit ihrer Mutter ins
Rückkehrzentrum Aarwangen
umziehen. Auch die Schwester
darf ihre Lehre als Dentalassis-
tentinnichtweiterführen.Unddie
Mutter hat ebenfalls ein Arbeits-
verbot. Das Schlimmste sei die
Perspektivlosigkeit, sagt Stella.

Wie geht esweiter? Die Fami-
lie hat einWiedererwägungsge-
such gestellt, auf welches das
SEM nicht eingetreten ist. Der
Fall geht wahrscheinlich noch-
mals ans Bundesverwaltungsge-
richt,wie derAnwalt der Familie
mitteilt. Denn eine freiwillige
Ausreise nach Russland sei aus-
geschlossen.

Auf diesen Fall angesprochen,
schreibt ein Sprecher von Elisa-
beth Baume-Schneiders Justiz-
departement: «Das Ziel ist selbst-
verständlich, so rasch als mög-
lich vorwärtszumachen.»

Eine 17-Jährige kämpft
um ihre Lehrstelle im Altersheim
Kündigung wegen Asylentscheid Das Parlament will, dass Jugendliche auchmit negativem Asylentscheid
ihre Lehre beenden dürfen. Doch für Stella Gazazyan ist das imMoment nur Theorie.

«Ichmöchte einfach
nurmeinenWeg
als Pflegerin
weitergehen,
den ich vor bald
zwei Jahren
angefangen habe.»
Stella Gazazyan
Sie hat im September 2022 einen
negativen Asylentscheid erhalten.

Lehrmeister Benjamin Gimmel musste Stella Gazazyan kündigen, obwohl er sie gerne weiterbeschäftigt hätte. Foto: Franziska Rothenbühler


